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Vertrauensgesellschafl e.‘v'. l Gneis'enauslr. 63 | 10961 Berlin

Antrag zur Einreichung der Volksinitiative “Demokratie für alle” an den Präsidenten
des Berliner Abgeordnetenhauses

An:
Dennis Buchner
Präsident des Abgeordnetenhauses Berlin

Sehr geehrter Herr Präsident Buchner,

hiermit stellen wir nach 64 des Berliner Abstimmungsgesetzes und Art. 61 VvB den Antrag auf
Behandlung der Volksinitiative “Demokratie für alle".

Trägerin der Volksinitiative „Demokratie für Alle" ist die Vertrauensgesellschaft e.V. (lsarstr. 11,
12053 Berlin). Unterstützt wird die Volksinitiative unter anderem von Deutsche Wohnen 8: Co.
enteignen, Expedition Grundeinkommen, Klimaneustart Berlin, Berlin autofrei, Mehr Demokratie
e.V., Nicht Ohne uns 14%, innn.it e.V und openPetition.

Die Volksinitiative beinhaltet folgende Forderungen:

1. Wahlalter 16: Sofortige Senkung des aktiven Wahlalters von 18 auf 16 Jahre bei den Wahlen
zum Abgeordnetenhaus und für Volksentscheide

Artikel 39 Absatz 3 der Verfassüng von Berlin erhält folgenden Wortlaut:

„Wahlberechtigt sind alle Deutschen, die am Tage der Wahl das 16. Lebensjahr vollendet und
seit mindestens drei Monaten in Berlin ihren Wohnsitz haben-“

2- Wahlrecht für alle: Bundesratsinitiative für ein Wahlrecht für Menschen ohne deutsche
Staatsbürgerschaft

Das Abgeordnetenhaus wird aufgefordert, sich gegenüber dem Senat für eine
Bundesratsinitiative für ein volles aktives und passives Wahlrecht auf Kommunal-, Landes- und
Bundesebene und für Europawahlen für alle Menschen einzusetzen, die seit mindestens 3
Jahren in Deutschland leben.

GLS Gemeinschaftsbankl IBAN: DEOd 4306 095? 121B 1056 00 l BlC:GENODEM1(3LS
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3. Digitale Demokratie: Einführung der elektronischen Eintragungsmöglichkeit für
Volksbegehren als Ergänzung zur Straßensammlung

Im Abstimmungsgesetz soll eine Regelung getroffen werden, wonach bei Volksinitiativen und
Volksbegehren (einschließlich dem Antrag auf Volksbegehren) zusätzlich zu den bestehenden
Eintragungsmöglichkeiten die Option der elektronischen Eintragung geschaffen wird.

Foloende Vertrauenspersonen wurden benannt:

Samira Ghandour, Sprecherin Fridays for Future Berlin

Roberta Del Ben. Aktivistin bei Deutsche Wohnen 6. Co. enteignen

Raül Aguayo—Krauthausen, Menschenrechtsaktivist und Moderator

Miguel Gongüra, ehemaliger Landesschülersprecher Berlin

Nora Circosta, Vorständin innn.it e.V.

Trägerin der Volksinitiative
Vertrauensgesellschaft e.V.‚ Isarstr. 11, 12053 Berlin

Für die Vertrauensoesellschaft e.V.

Berlin, den 30.06.2022

Johannes Ponader, Vorstand i. S. d. 5 26 BGB
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Wortlaut der Volksinitiative „Demokratie für allelf‘

1. Wahlalter 16: Sofortige Senkung des aktiven Wahlalters von 18 auf 15 Jahre bei den Wählen zum
Abgeordnetenhaus und für Volksentscheide

Artikel 39 Absatz 3 der Veriassu ng von Berlin erhält folgenden Wortlaut:

„Wahlberechtigt sind alle Deutschen, die am Tage der Wahl das 16. Lebensjahr vollendet und seit mindestens
drei Monaten In Berlin ihren Wohnsitz haben."

Junge Menschen bauen mit an der Gesellschaft von morgen. Viele Berliner*innen sind bereits mit 15 Jahren
politisch aktiv. Dach noch immer müssen sie warten, bis sie 18 sind, um das Berliner Parlament mitzuwöhlen.
Vier große Parteien haben in ihren Wahlprogrammen zurAbgeordnetenhauswahl 2021 das Wahlrecht ab 15
gefordert. Zusammen stellen sie 71 96 der Sitze im Parlament— genug also um das Wahlalter 16Jletzt in die
Verfassung zu schreiben Daher: Das Wahlalter 16 muss sofort kommen, ohne weitere Verzögerungen. Jetzt ist
die Zeit, packen wir es an!

2. Wahlrecht für alle: Bundesratsinitiative für ein Wahlrecht für Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft

Das Abgeordnetenhaus wird aufgefordert, sich gegenüber dem Senat für eine Bundesratsinitiative für ein volles
aktives und passives Wahlrecht auf Kommunal-, Landes— und Bundesebene und für Europawahlen für alle'
Menschen einzusetzen, die seit mindestens 3 Jahren'In Deutschland leben.

Über 600.000 Menschen sind in Berlin beiAbgeordnetenhaus— und Bundestagswahlen vom Wahlrecht
ausgeschlossen, weil sie keinen deutschen Pass besitzen — das ist jede*r Fünfte. Auch Volksbegehren können
Berliner*innen ohne deutsche Staatsangehörigkeit nicht mit ihrer Unterschrift unterstützen. Doch die Stimmen
dieser Menschen müssen zöhlenl Wirfordern daher das Wahlrechtfür alle Menschen, die seit mindestens B
Jahren in Deutschland leben. Demokratische5 Teilhabe darfnicht von der Nationalität abhängig seinl

3. Digitale Demokratie: Einführung der elektronischen Eintragungsmöglichkeit für Volksbegehren als
Ergänzung zur Straßensammlung

Im Abstimmungsgesetz soll eine Regelung getroffen werden, wonach bei Volksinitiativen und Volksbegehren
{einschließlich dem Antrag auf Volksbegehren} zusätzlich zu den bestehenden Eintragungsmöglich keiten die
Option der elektronischen Eintragung geschaffen wird.

Die Corona-Pandemie hat es gezeigt: Demokratie, Teilhabe, Engagementfindet tausendfach auch online statt!
Volksinitiativen und Volksbegehren sind ein wichtiges demokratisches Element, auf das Berlin stolz ist. Während
die Digitalisierung auch in der Berliner Verwaltung immer mehr Vorgänge vereinfacht, ist die direkte Demokratie
jedoch bislang ausschließlich an Stift und Papier gebunden. Wir sagen: Demokratische Beteiligung muss auch
-anline möglich seini Die digitale Unterschrift wird die Eintragung auf Papier nie ersetzen, aber auch den
Menschen die Eintragung ermöglichen, die nicht aufder Straße unterschreiben können oder möchten. Deshalb
fordern wir die digitale Unterschn'ftj‘ür Volksinitiativen und Volksbegehren. -



Abeordnetenhus B E R LI N

Denms Buchnßr

Vertrauensgesellschafl e V
2: H Herrn Johannes Ponader

Recm‘üe zulaSS‘gkflt dlßr Voflisimtlatlve „Demo ' -' "
lang derVolksmltlatwevom 11.Juli 2022

Sehr geehrter Herr Ponader

du: Senatsverwalttng fit Inneres_‚D1g1tah51e.rungund Sport hat mit Schreiben wem 9 August
2022 mitgeteilt, dass fit die Volksinitiative „Demuhratit fit alle“ insgesamt 25.3551 Z'Unttrfi-
stützungsunterschnfien abgeeben wurden Davon smd 21500 Unterstützungsunterschnften
gulhg und 4.351 ungültig.

Das nach Art 6.1 Abs. 1;; S-._. i2 der Verfassmg von Berlin erforderliche. Quurum 9012129000
“Unterstützungsunt-ers:chtifien ist. damit erreicht. _Aguch erfi'illt der Antrag auf Behandlung der
u. g. Volkshfitiative die durch den Präsidenten des Ah-getrdnettnhauses zu prüfenden rechtli—
chen Voraussetzungen und ist insgesamt rechtlich zulässig.

In III-rar Fünktion als Vorstand der Trägerin der o. g Volkstfitiafivm ‚d. h des; tingttagjtnen
Vereins ‚.Nertrauensge-SBIISChafi e. V..“_,_. teil-t ich Ihnen die r‘tchtliChe Zulässigkeit der V-ls—
zitifiative „Demokratie fit alle“ mit; Dias Abgeurdnetenhaus wud entsprechtud ä. 9 des Ab-
stimmung-sgesetzes turfahren die-Volksinitiative irmerhal von Vier Menaten beraten.

Diese Mücfl‘mg “fügt 911811 gfigenüber den VemuenSpersonen der Volkslnmanve
" tfreundlithen. ' -

fibgeuirdfläficflhaüs 1:011 Bitfli'fi

Niederkirchnersuuße 5.; 1011913215112: -— Mitte
(ehum-aüge: Preußischer Landtag“)

Tälefuu (1'013-0) 513.25.- IOQQÄ Telafax (930)2325 1003

E-Maxl 9222.526entmttlamnt-htrlimdt
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Dennie. “II-leer-

desAbgee _1‘ i ven

den ÄZ Aust2022

Rechtliche Zulasslgkelt der Vollcsmltlatlve „Demo . f5:
lung de'r Volksmltlatwe vom 11. Juli 2022

d1e Senatsverwaltlmg fin' Inneres, D1g11ahs1erung und Sport hat “mit Schreiben vom 9.191, ä-
2022 mitgeteilt, dass für die Volksimnatwe „Demekrahe für alle?” msgesemt 25 85.11. Unter-
stützungsunterschnften abgegeben wurden Davon SlIld 21.5.60 Unterstutmmgsuntersehnften
gultlg und -.4 351 ungult1g

Das nach 14111.61 Abs. 1, S 2 der "V'exfessune von Berlin erforderhehe Querum von 20.000
Unterstutzungsuntersehnften ist damit erreicht. Auch erfiillt der tr—eg auf Behandlung der
e. g-Ve1ks1n1t1at1ve die durch den PraSIdenten des Abgeordnetenhauses zu prüfenden rechth»
eben Voraussetzungen und ist insgesamt rechtlich Zulässig

'Gemaß Q 8 Abs. 1, S. 2 des Abstimmungsgesetzes teile ieh Ihnen h1erm1t1n1lrer E1genschafi:
als Vertrauensperson die rechtliche Zulasmgkelt der Volksmmanve „Demokretle fin- alle“ mit
Des Abgeordnetenhaus wird entsprechend ä. 9 des Abstimmungsgesetzes .v' n und d1e:
'V‘elkäsixfitiative innerhalb von vier Monaten beraten.

Diese Mitteilung. erfelgt auch {gegenüber den anderen V.-- 1 .-‚ nenspeesenen er Vlksmmetlve

M11: freundhch * * '

Mannesmann-11111111111. 31111111
Niederkirehnerstraße 5.,. “1.01.17 'Beriin -' 11211118
(ehemaliger Preußischer Landtag)
11111111111 (11111) 223.25. inne“- 11111111111 “(11130)..235315 1.1.1002
'E—Mefl: 11:11:11dendpnnment-heiin.11:1
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Damm Buchnar
_ Präsident

Frau
Ebene Da! an

Rechtliche Zulässrgkert der Velksmrtnatwe „Dame -— - ' '
211mg der: Ve’lksinifiative vom 11.Juli 2022

Sehr geehrte Frau Del— Den,

die Senatsvemaltung filI' Inneres D1g1'ca11s1erung Und Spart hat mit Schrelben vom 9._ Au
2022 mitgeteilt dass für die Volksml’natwe „Demokrane fiir alle“ insgesamt 25 351 Unter-
. - ' -' _gsunterschnften abgegeben warden Denen s111d 21.-5-00 Unterstutzungsunterschnfien
_gulng and 4.351 ungültig

Des nach Art. 61 Abs. 1, S. 2 der Verfasseng von Berlin erforderliche Quart! von 201.000
"Unterstutzungsrmterschnften ist dam1t errelcht Auch erfüllt der Antrag auf Behandlung der
e g.VoIksrn1t1at1ve die dureh den Präsidenten des Aboserdnetenhaases zu prufenden rechtll-
eher-.1 Voraussetzungen and ist? insgesamt rechtlich zulässig.

"Gemaß 6 8 Abs. 1, S 2 des Absnmrnungsgesetzes teile. ie-h Ihnen hiermit in Ihrer Eigenschaft.
als Vertrauensperson die rechtliche Zulasslgkeit der VelkSImtlanve ,Dernokrahe für alle“ 11111;.
Des Abgeerdnetenhaus wird entsprechend 6 9 des Absammangsgesetzes verfahren und d1e
Volksmmatwe innerhalb von vier Manaten beraten

Dlese Mlttellung erfolgt auch geenubar den anderen Vertrauensnersenen der Wallmauern:

Meaafdnafaehens van Berlin
Niederkircheneeßa i5 101—11 Berlin .— Mies
(ehemaliger Preußischer Landtag)

Hefen-1113.11.) 62-325 man renne {es{nasse an
nasse-11.: pesse-i:flenrtpnlemeanbernmda



Aeeordnete -_ .
Denen BHChIler
Prasrdent _
das Abgeeeeenheeeesvem Bahn

Rechtliche Zulassrgkert der Volksmltlatwe „Demokratie nur alle“ 1 Antrag auf Behand
luntg-‘de1-"Volksinitiative-vom 1 1.-. ‚111112022

Sehr geehrter Herr AguayoKra ' '- usen

die. Senatsverwalmng fijr Inneres, D1g1tahsIerung und Sport hat mit Schre1ben vern 9 August
2022 mitgeteilt, dass fur die VeIkSImUatlve „Demekratle fiu' alle“ Insgesamt 25.851 Unterw-
stutzungsunterschnfien aboeoeben werden. Deren smd 21 5.00 Unterstützmgsmterschnfien
gültig und 4.351 ungültig.

Das nach Art. 61 Abs. 1.. S 2 der Verfassung von Berlin erforderliche Quertnn von 20.000
Untererützungsunterschriften ist damit erreicht. Auch erfifllt der Antrag auf Behandlung der
e. g. Volksinitiative die durch den Präsidenten des Abgeordnetenhauses zu prüfenden reeh :i.
ehen Voraussetzungen und ist insgesamt rechtlich zulässig.

Gemaß 5 8 Abs. 1 S. 2 des Absnmmungsoesetzes teile ich Ihnen h1ern111: 1n Ihrer E1gense} "ff:
als Vertrauensperson die rechthehe Zulesmgkert der Volksrmtlatwe „Demekratle fin' alle“ mit.
Des Abgeordnetenhaus wird entsprechend 5 9 des Absnmmungsgesetzes verfahren und die
Volksinitiative; innerhalb: van vier Monaten beraten.

Diese Mltteflung erfolgt auch gegenüber den anderen VertrauenSpersonender V0 "
freundheh -

-ehg'eerdneteehensfeenBerlin

“Niedmeirchnsrersße 5-. 1111.11 Berlin - M1112:
C'iäh’enleliger .Pi‘eußiseher Landtag")

"Ieleffen (Gen) 23.2.5 Idee reines: (nein) 23:25: was.
E—Meih _prses'iieentrgperlergeht—bediene
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Denms Büchner

Herrn

112111111111 Zulässigkeit— der volksginifiatire „De-max
lang der Volksmmatlve Vom... 11.. Juli 2022

ne fur alle“ lAn g auf Behand-

Sehr geehrter Herr Gngera,

{die Senatsverwaltung für Inneres D1g11a1151erung und Sport hat; m11; Schrelben vom 9. Au
2022 mitgeteilt dass fii'r d1e Volksuntmnve „Demekranc fitr alle“ Insgesamt 25 851 Unten-
stutzungsuntersehnften abgegeben mden. Davon sind 21 500 Unters-‘i‘-‘tzungsunters '
gültlg und 14.351 ungültig

-} ften

Das nach Art. 61 Abse 1, S. 2 der Verfassung von Berlin erforderliche Que111111 van 20.000
Unterstutzungsunterschnfien ist damit erreicht Auch erfüll1 der Antrag auf Behandlung der
“e- g. Velks1mnanve die durch den PraSIdenten des Abgeordnetenhauses zu. prufendcn rechth--
chen Voraussetzungen und ist. Insgesamt rechtlich zulässig.

Gemaß {j 8 Abs. l, S. 2 des AbstirnmungSgesetzes. teile ie—h Ihnen hlermn: in. Hirer Eigenschaft
als 'Ve'rtranenSpers-on die rechtliche Zulässigkeit der Velkshfiti—ative _:‚_‚Den10kra’tie filr -alI—e“’_m1.
Das Abgeordnetenhaus wird entsprechend ä .9 des Abstlmnmngsgieisazfee verfahren und d1e

Diese Mitteilung erfolgt auch gegenüber-den anderen Verben 1; - ersnen -de1-=5 V : unnanve

t freundhcen Grüßen

1111111112112 von Berlin-
Niaaerkirchneraasae s. 101172111111 —. Mata-
(ehemaliger Preußischer Landtag)

111111111. (11311) 13-25 11100 Tal-ana- (931]). 2115 was
E-hdeflz praesid1:111'“@5_'‚parlamenI—herlinde;
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13311015 Bufihnef

1312-. den. {ZAugustEfiZE

Rechtliche Zulasslgkelt der Volksrmtlatrve „Demokratie fil‘r alle“ f Antrag auf Heiland
"11mg der Volks'initiafivevem 1.1. ‚Juli 2022

Sehr geehxte Frau Circesta,

die. Senatsverwaltung fiir Innere-s. Digltallmemng und. Sprt hat—mit Schreiben vom 9 August
2022 Hfitgeteilt. dass fiir d1e Volksmmanve ‚.Demekratie. für alle?“ insgesamt 25351 Unter
stützxmgsuntersehfi’ften abgegeben wurden "Davon sind 21.500 Unterstützungeentersehrifien
gültlg und 4.351 ungültig.

Das nach Art. .61 Abs. 1, S. 2 der Verfassung von Berhn erforderliche (2110a von 20000
UnteIstütszungsuntersehriften ist damit erreicht. Auch erfiillt der Antrag- anf Behandlung der
1-0.. g. Volksinitiative die durch den Präsidenten des Abgeerdnetenhauses zu prüfenden re.ehtlii—-
eben Voraussetzungen und ist insgesamt rechtlich zulässig.

Gemaß 3 3 Abs. 1., S. 2 des Absmungsgeeetzes t—e—ile— ich Ihnen. hiermlt In Ihrer" Eigenschaft
eleVertrauenSPeIs-en die rechtliche Zulässigkeit der Volksinitiative ‚Demokratie fin’ alle“ mit.
Das Abgeordnetenhaus e-d entspreehend ä F9 des Abstimmsgesetzes verfahren und €118
Velksinitiative innerhalb von vier Monaten beraten.

Diese Mitteilung erfolgt auch gegenuber den. anderen V: uenseersenen der Volksmuatm.

Mit freundliehg. ._ ..

ntgeerdnetenhane een- 1331:1in

Niederkieehnerstrnße 5.... 1'511.13r Berlin . Mltte

“Ebene-Lüge.- Preußischer Land-täg)
Tefle’fentüsfiä 2.3.25 10-020 Telefax (030).?23225. 1008
331333111: etaesident@9.3fläih'ent-befl.ih-de


